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V O N  J A K U B  A D A M O W I C Z

Mangelhafte Kommunikation der
politischen Eliten in mehreren
EU-Staaten und die zunehmende
Salonfähigkeit euroskeptischer
Ideen haben dazu geführt, dass der
europäische Integrationsprozess
zunehmend in Frage gestellt wird.
Um diesem Trend entgegenzuwir-
ken, sollte sich die EU eine Refle-
xionsphase verordnen, in der der
Erweiterungsprozess ausgesetzt
wird. Das sagte der Europaabge-
ordnete Charles Goerens (DP) am
Montag auf einer Pressekonfe-
renz.

„Nicht der Wahlerfolg der
Wahren Finnen an sich gibt Anlass
zu Sorge, sondern die Tatsache,
dass Regierungsparteien in meh-
ren EU-Staaten im Vorfeld der
Wahlen in Finnland die gleichen
Positionen vertreten haben wie
die Rechtspopulisten in Helsinki“,
sagte Goerens vor Journalisten. 

„Luxemburg bezahlt nicht“

Für den DP-Europaabgeordneten
hat sich das politische Führungs-
personal in Deutschland während
der Ausarbeitung der Hilfen für
angeschlagene Staaten der Euro-
Zone nicht bewährt: „Bundeskanz-
lerin Angela Merkel, Außenminis-
ter Giudo Westerwelle und Heinz-
Olaf Henkel haben mit ihrer über
Monate hinweg zögerlichen bis
ablehnenden Haltung die Stabili-
sierung Griechenlands kompli-
ziert“. 

Die Stützungskredite für Athen
sind laut Goerens ein gutes Bei-
spiel für die mangelhafte Kommu-
nikation von EU-Sachverhalten in
der Öffentlichkeit: „Luxemburg
bezahlt nicht für Griechenland. Im
Gegenteil: Das Großherzogtum
hat 2010 aufgrund der Zinsdiffe-
renz zwischen den eigenen Auf-
schlägen und dem von Athen an
Luxemburg entrichteten Satz zwei
Millionen Euro verdient“, erinnert
der Europaabgeordnete. 

„Der europäische Einigungs-
prozess erscheint heute weniger
unumkehrbar wie noch vor einem
Jahr“, warnt Goerens, der diese
Entwicklung auch mit der passi-
ven Haltung der Hohen Vertrete-
rin der EU für Außen- und Sicher-

heitspolitik, Catherine Ashton, er-
klärt. 

„So kann es nicht weitergehen“,
sagt Goerens vor dem Hinter-
grund der politischen Entwick-
lung in Ungarn. In Budapest ver-
fügt die national-konservative Fi-
desz-Partei von Premier Viktor
Orbán seit vergangenen April über
eine Zwei-Drittel-Mehrheit im
Parlament und hat seitdem Ent-
scheidungen getroffen, deren Ver-
einbarkeit mit Grundprinzipien
demokratischer Rechtsstaaten un-
ter anderem vom Europarat in
Frage gestellt worden sind. 

Angesichts dieser Entwicklun-
gen sollte der EU-Erweiterungs-
prozess vorläufig ausgesetzt wer-
den. „Denn voreilige Erweiterun-
gen spielen auch denen in die
Hände, die Europa lediglich als
Freihandelszone betrachten“, for-
dert Goerens. 
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’’
Eine vorläu-
fige Ausset-

zung des Erweite-
rungsprozesses
würde Kandidaten
das Signal vermit-
teln, dass die EU
mehr ist als eine
Freihandelszone.“
Charles Goerens 

Mit Nachdruck verurteilt der Presserat „die weltweit keineswegs abnehmen-
den Angriffe auf die Pressefreiheit“. (FOTO: REUTERS)

Meinungsfreiheit ist das A und O
Erklärung des Presserates zum Internationalen Tag der Pressefreiheit

Unter das Motto „Schweigen ist
der Tod der Demokratie – Eine
freie Presse erhebt die Stimme“
hat der Weltverband der Zeitun-
gen und Nachrichtenmedien
(WAN-INFRA) den diesjährigen
Tag der Pressefreiheit am 3. Mai
gestellt. Getreu ihrer Zielsetzung
weisen die Organisatoren auf die
Bedeutung einer freien Presse für
eine stabile Demokratie hin, dies
sowohl in aufstrebenden Demo-
kratien als auch in demokratisch
gefestigten Gesellschaften. Eine
freie Presse sei einfach das A und
O der Meinungsfreiheit, die ihrer-
seits das Fundament bilde, auf das
sich alle anderen Rechte gründen.

In diesem Sinne verurteilt der
Presserat mit Nachdruck die welt-
weit keineswegs abnehmenden
Angriffe auf die Pressefreiheit. Er
tut dies mit der Begründung, dass
die Journalisten sich für dieses
grundlegende Recht einsetzen, um
den Menschen den Zugang zu
Wissen und Information zu si-
chern.

Der Presserat sieht keine di-
rekte Gefährdung der Pressefrei-
heit in Luxemburg, wo dieses fun-
damentale Recht durch die Ver-

fassung und das am 11. April 2010
reformierte Gesetz über die Frei-
heit der Meinungsäußerung in den
Medien weitgehend abgesichert
ist. Allerdings verwahrt er sich
vehement gegen jedwede offenen
und verkappten Versuche von
richterlicher oder administrativer
Seite, den für Journalisten gelten-
den Quellenschutz aushöhlen zu
wollen. Ebenso erinnert der Pres-

serat an seine Forderung, dass bei
dem noch anhängigen Gesetz über
den Zugang der Bürger zu Infor-
mationen im Besitz der öffentli-
chen Behörden, wenngleich es zu
keiner Sonderregelung für Journa-
listen kommen dürfte, dennoch in
der Praxis vereinfachte Prozedu-
ren im Interesse der journalisti-
schen Arbeit vorgesehen werden
sollten.

„Sich öffentlich bekennen“
Erste Generalversammlung von AHA

„Wir respektieren jeden Men-
schen, gläubig oder nicht-gläubig“,
so Laurent Schley, Präsident von
AHA, vor rund 80 Mitgliedern bei
der ersten ordentlichen General-
versammlung der „Allianz vun
Humanisten, Atheisten an Agnos-
tiker“. Doch den Glauben und die
Religion an sich müsse man kriti-
sieren können, hob der Vorsit-
zende der religionskritischen Or-
ganisation hervor.

Eine Beanstandung von AHA
gegenüber den Religionen, und
hierzulande speziell gegenüber
der katholischen Kirche, sei deren
ständige Einmischung in die Poli-
tik. Die Organisation wies hierbei
auf die Euthanasiedebatte oder die
Abtreibungsfrage hin.

Man wolle den Religionen nicht
das Recht auf Meinungsfreiheit

absprechen, versicherte Schley.
Die katholische Kirche könne ih-
ren Mitgliedern intern vorschrei-
ben, die aktive Sterbehilfe nicht in
Anspruch nehmen zu dürfen. Es
sei aber nicht hinnehmbar, der
ganzen Gesellschaft Überzeugun-
gen aufzuzwingen. In den wichti-
gen gesellschaftlichen Fragen hät-
ten dogmatische und irrationale
Argumente keinen Platz. Die Kir-
che solle sich deshalb nicht stän-
dig in Gesetzesprozeduren einmi-
schen.

Genauso wenig tolerierbar
empfindet Schley die Blockade-
versuche bei der jüngsten Bus-
kampagne von AHA durch kirch-
liche Vereine. Selten hätten in
Luxemburg vier kleine Wörter
für so viel Aufregung gesorgt, wie
der Spruch „Net reliéis? Stéi do-

zou!“ Das Zielpublikum sei dabei
gar nicht der religiöse Teil der
Bevölkerung gewesen.

Ziel der AHA-Kampagne sei es,
zu beweisen, dass nicht, wie oft
angeführt, 90 Prozent der Bevöl-
kerung Katholiken seien. Der
nicht-gläubige Teil der Luxem-
burger solle sich öffentlich be-
kennen, um für die Politik sicht-
bar zu werden, so Schley, der eine
Ausweitung der Kampagne in den
nächsten Wochen ankündigte.

Weitere Ziele der Allianz, die
heute etwa 500 Mitglieder zählt,
darunter neun Abgeordnete, sind
u. a. den nicht-gläubigen Men-
schen religionsfreie Feiern bei
den wichtigen Etappen des Le-
bens zu ermöglichen, sowie die
Einführung eines laizistischen
Staates. (PiB)
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